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Der Bundesminister Bonn - Bad Godesberg 1, den 21. Mai 1970 

für 

Jugendr Familie und Gesundheit 

HI 3- 12.16-273/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Pockenschutz 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Meinecke (Hamburg), Dr. Schmidt (Krefeld) und 
der Fraktionen der SDP, FDP 
- Drucksache VI/547 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 

1. Wie hoch ist der Prozentsatz der Schutzgeimpf- 
ten (Erst- und Wiederimpflinge) gegen Pocken 
in unserer Bevölkerung? 

Der Prozentsatz der Schutzgeimpften ist in den ein- 
zelnen Bundesländern unterschiedlich. Die Zahlen 
erlauben wegen ebenfalls etwas unterschiedlicher 
statistischer Methoden nur eine vorsichtige Inter- 
pretation. Mit dieser Einschränkung kann gesagt 
werden, daß in den letzten Jahren zwei Drittel bis 
vier Fünftel unserer Kinder mit Erfolg erstgeimpft 
und die Hälfte bis vier Fünftel auch wiedergeimpft 
sind. Die übrigen sind entweder von den Eltern der 
gesetzlichen Impfpflicht entzogen, aus ärztlichen 
Gründen von der Impfung zurückgestellt oder ohne 
Erfolg geimpft worden. 

Der Prozentsatz der Schutzgeimpften in der Gesamt- 
bevölkerung wird ein wenig höher liegen, da ein- 
zelne in der Kindheit versäumte Impfungen anläß- 
lich einer Reise in außereuropäische Gebiete später 
noch nachgeholt werden. Darüber liegen jedoch 
keine Zahlen vor. 

Aus Einzelbeobachtungen kann zudem entnommen 
werden, daß der Durchimpfungsgrad der über 30- 
Jährigen über der der ersten Nachkriegsjahrgänge 
unter den genannten Zahlen liegt. 

Rückschlüsse auf den tatsächlichen Schutz der Be- 
völkerung gegen Pocken können aus diesen Zahlen 


nicht gezogen werden, da man eine Impfung, die 
wenige Jahre zurückliegt, hinsichtlich der Schutz- 
v/irkung nicht mit einer solchen vergleichen kann, 
die vor Jahrzehnten erfolgt ist. Kann im letzteren 
Falle der Schutz zwar nur relativ sein, so ist doch 
jederzeit eine rasche Auffrischung des Impfschutzes 
möglich. 

2. Gibt es Landstriche oder Landkreise, in denen 
ein wünschenswerter Durchimpfungsgrad nicht 
erreicht wird, und welches sind die Gründe 
dafür? 

Nur zwei Bundesländer berichten deutliche Unter- 
schiede im Durchimpfungsgrad zwischen Stadt und 
Land. So beträgt z. B. der Durchimpfungsgrad in 
Bayern ohne Großstädte rund 80 v. H., in den Groß- 
städten dagegen nur etwa 63 v. H. 

Verwertbare Anhaltspunkte für die Gründe gibt es 
nicht. 


3. Wie hoch ist die Zahl der gemeldeten oder 
beantragten Impfschadensfälle, und wie hoch 
sind dagegen die verfahrensmäßig anerkannten 
und nach dem Bundesseuchengesetz entschädi- 
gungspflichtigen Schäden? 

Vom 1. Januar 1962, dem Datum des Inkrafttretens 
des Bundes-Seuchengesetzes, bis zum 31. Dezember 
1969, also in acht Jahren, sind 2446 Gesundheits- 
schäden zur Anerkennung als Impfschaden ange- 
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meldet worden; davon wurden 1446 als ein über das 
übliche Ausmaß einer Impfreaktion hinausgehender 
Gesundheitsschaden anerkannt. Zwei Drittel dieser 
Fälle erwiesen sich als vorübergehend, 334 führten 
zu einer bleibenden Schädigung, 127 zum Tode, über 
202 Fälle war noch nicht entschieden. 


4. Welche Möglichkeiten einer Verringerung der 
Impfschäden durch zusätzliche medizinische 
Maßnahmen gibt es, und welche Verfahren 
wären im großen Umfang anwendbar? 

Da Schäden nach Pockenschutzimpfung praktisch nur 
nach der Erstimpfung auftreten, kann versucht wer- 
den, den Erstimpfling durch immunbiologische Maß- 
nahmen für die Zeit der Impfung in den Immun- 
status eines Wiederimpflings zu versetzen. Das kann 
aktiv mit Vaccinia-Antigen und passiv mit Vac- | 
cinia-Hyperimmunglobulin geschehen. i 

Vaccinia-Antigen ist in beliebigen Mengen herzu- ! 
stellen und ist in größerem Umfang bei der Impfung | 
sogenannter überalterter Erstimpflinge, d. h. jen- ; 
seits des dritten Lebensjahres, verwendet worden. 
Es wird gegeben, um das Impfrisiko, das bei diesen i 
Erstimpflingen als höher angesehen wird, auf das , 
Risiko dieser ersten Lebensjahre herabzusenken. : 
Zudem soll es bei Wiederimpflingen, deren letzte 
Impfung Jahrzehnte zurückliegt, die allgemeine 
Impfreaktion abmildern. Die Wirksamkeit dieser ' 
Methode ist nicht mit letzter wissenschaftlicher Ge- 
nauigkeit erwiesen, sie wird daher außerhalb 
Deutschlands wenig verwendet. 

Theoretisch wäre es denkbar, jeden Erstimpfling 
mit Vaccinia-Antigen vorzubehandeln. Da dieses , 
etwa eine Woche vor der Impfung gegeben werden j 
muß, wären Doppeltermine erforderlich, die bei der | 
gegenwärtigen personellen Besetzung der Gesund- i 
heitsämter organisatorisch nicht zu bewältigen j 
wären. Es muß außerdem bezweifelt werden, ob die ! 
Eltern bereit wären, mit den Impflingen zu einem 
Vor-, einem Haupt- und einem Nachschautermin zu 
erscheinen. Wahrscheinlich müßte ein weiteres Ab- 
sinken der Impfbeteiligung in Kauf genommen 
werden. 

Es liegen auch keine ausreichenden Erfahrungen 
darüber vor, ob es etwa möglich ist, durch Vor- 
behandlung mit Vaccinia-Antigen innerhalb der 
ersten drei Lebensjahre eine weitere Senkung des 
Impfrisikos zu erreichen. 

Vaccinia-Hyperimmunglobulin hat zwar den Vor- 
teil, daß es gleichzeitig mit der Impfung verabfolgt 
werden kann, so daß Doppeltermine sich erübrigten. 
Es bei jeder Erstimpfung anzuwenden, ist allein des- 
halb nicht möglich, weil es aus menschlichem Plasma 
gewonnen wird und dadurch nur in sehr begrenz- 
tem Umfang verfügbar ist. Daher liegen über seine 
Wirksamkeit wissenschaftliche Erfahrungen auch 
nur für überalterte Erstimpflinge vor, nicht dagegen 
für die ersten Lebensjahre. 

In diesem Zusammenhang muß darauf hingewiesen 
werden, wie schwierig es ist, in diesen Fragen zu 


wissenschaftlich tragfähigen Unterlagen zu kom- 
men. Da Impfschäden glücklicherweise ein seltenes 
Ereignis sind, bedarf es mehr als einer Million 
Impfungen in einer Versuchsgruppe und entspre- 
chend großer Kontrollgruppen, ehe etwas über die 
Wirksamkeit solcher zusätzlicher Maßnahmen aus- 
gesagt werden kann. 


5. Welche Möglichkeiten der besseren Aufklärung 
der Bevölkerung über Notwendigkeiten und 
Wirksamkeit wie auch der Risiken der Pocken- 
schutzimpfung auf der einen Seite und über die 
Erscheinungsformen der „Integrationsseuchen" 
auf der anderen Seite ist die Bundesregierung 
bereit zu beraten und anzuwenden? 

Der Schwerpunkt der Aufklärung der Bevölkerung 
liegt auf örtlicher Ebene und beim einzelnen Arzt. 
Die Bundesregierung bemüht sich, mit ihren Einrich- 
tungen jede mögliche Hilfe zu geben. Bekannt sind 
die Merkblätter des Bundesgesundheitsamtes, u. a. 
über die Pocken (Nr. 17) für Laien, Verhütung und 
Bekämpfung der Pocken (Nr. 18) für Arzte, über die 
Pockenschutzimpfung im internationalen Reisever- 
kehr (Nr. 23), über Erkrankungen des Zentral- 
nervensystems nach Pockenschutzimpfung (Nr. 14). 
Diese Merkblätter werden von Zeit zu Zeit über- 
arbeitet, so daß sie dem jeweiligen Stand des 
Wissens und der Erfahrung entsprechen. 

In seinem Gutachten aus dem Jahre 1959 über die 
Durchführung des Impfgesetzes hatte das Bundes- 
gesundheitsamt u. a. auch Merkblätter über die 
Erstimpfung und Wiederimpfung vorgeschlagen, die 
von allen Bundesländern mit geringfügigen Ab- 
wandlungen übernommen und im Laufe der Jahre 
weiterentwickelt worden sind. Auch das jetzige 
Gutachten enthält wieder entsprechende Vorschläge 
zur Aufklärung der Eltern. 

Leider hat sich gezeigt, daß es nicht leicht ist, den 
einzelnen Bürger mit entsprechender Aufklärung 
über die Massenmedien zu erreichen. Die obersten 
Landesgesundheitsbehörden und das Bundesministe- 
riiim für Jugend, Familie und Gesundheit versuchen 
gleichwohl, diesen Zustand zu ändern. 


6. Welche Gesetze und Verordnungen sollten auf 
Grund der letzten Erfahrungen geändert werden 
und wenn ja, bezüglich welcher Regelungen? 

Zu berücksichtigen wäre hier: 
a) Prüfung der Pockenimpfstoffe auf Wirksam- 
keit und Unschädlichkeit, 

Der Entwurf einer Verordnung über Sera und Impf- 
stoffe, der im September 1965 dem Bundesrat zuge- 
leitet worden war, sah vor, daß der Pockenimpfstoff 
wie jeder andere Impfstoff im Paul Ehrlich-Institut 
geprüft werden sollte. Die Mehrheit der Länder 
hatte seinerzeit im Bundesrat verlangt, den in den 
Landesimpfanstalten hergestellten Pockenimpfstoff 
aus der Verordnung herauszunehmen. Die Verord- 
nung ist dann nicht erlassen worden, da die Länder 
den Bund baten, Prüfung und Zulassung der Sera 
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und Impfstoffe als Bundesaufgabe zu übernehmen 
und sich dabei des Paul Ehrlich-Instituts zu bedie- 
nen. Bei dem Entwurf des dazu erforderlichen Ge- 
setzes über die Errichtung eines Bundesamtes für 
Sera und Impfstoffe, das noch im Sommer dem 
Bundestag zugeleitet werden soll, wird nach wie 
vor davon ausgegangen, daß auch ein in einer staat- 
lichen Anstalt hergestellter Impfstoff einer vom Her- 
steller unabhängigen Prüfung auf Wirksamkeit und 
Unschädlichkeit bedarf. 


b) Prüfung der Impfwirksamkeit, insbesondere 
bei Erwachsenen und bei sogenannten über- 
alterten Erstimpflingen, 

Für die Erst- und Wiederimpfung unserer Kinder 
nach dem Impfgesetz ist die Impfnachschau gesetz- 
lich vorgeschrieben. Da auch überalterte Erstimpf- 
linge unter dieses Gesetz fallen, gilt für sie das 
gleiche. 

Zur Nachschaupflicht bei Wiederholungsimpfungen 
Erwachsener - es handelt sich dabei in der Regel 
um Impfungen für den internationalen Reisever- 
kehr - hat sich die Bundesregierung ausführlich auf 
eine entsprechende Kleine Anfrage der SPD-Frak- 
tion des 6. Deutschen Bundestages geäußert. Ich 
darf insoweit auf die Drucksache V/3462 verweisen. 
Aber auch ohne eine besondere gesetzliche Vor- 
schrift sollte eine Nachschau zu einer vollständigen 
Pückenschutzimpfung gehören. Das Bundesgesund- 
heitsamt rät in seinem Merkblatt über die Pocken- 
schutzimpfung im internationalen Reiseverkehr dem 
impfenden Arzt dringend, sich im Interesse des 
Impflings durch Nachschau vom Erfolg der Impfung 
zu überzeugen. Auch in den Hinweisen für Reisende, 
die seinerzeit vom Bundesgesundheitsministerium 
herausgegeben wurden, wird diesen empfohlen, sich 
dem Arzt zur Nachschau vorzustellen. 


c) ausreichende Bereitstellung von geeigneten 
Quarantänestationen und der Sicherstellung 
deren personeller Besetzung sowie einer 
zweckmäßigen laufenden Immunisierung die- 
ses Personals, 

In allen Bundesländern ist Vorsorge getroffen, daß 
die in § 37 Abs. 5 geforderten Räume, Einrichtungen 
und Transportmittel zur Durchführung von Absonde- 
rungsmaßnahmen auch für Pockenkranke bereit- 
stehen. Diese Einrichtungen sind entsprechend dem 
jeweiligen Alter der Krankenhäuser von unter- 
schiedlicher Qualität, die Bundesländer sind aber 
laufend um Verbesserungen bemüht und haben zum 
Teil hochmoderne Einrichtungen geschaffen oder im 
Bau. 

Die Länder sind bislang davon ausgegangen, daß zu 
einer „Einrichtung" auch das notwendige Personal 
gehört und somit von den Gemeinden oder Ge- 
meindeverbänden zu stellen sei. Bei einer Gesamt- 
novellierung des Bundes-Seuchengesetzes wird zu 
prüfen sein, ob es zweckmäßig ist, das im § 37 Abs. 5 
klarzustellen. 


Die Erfahrungen der letzten Pockenepidemie in 
Meschede haben gezeigt, daß es nicht genügt, das 
Personal der Isolierabteilungen unter entsprechen- 
dem Impfschutz zu halten, vielmehr sollten in einem 
Krankenhaus, das eine Isolierabteilung hat, über- 
haupt keine ungeimpften Personen arbeiten. Der 
Bundesgesundheitsrat hat bereits im Jahre 1962 ein 
Votum erstattet, wonach überhaupt alle im Kran- 
kenhaus Beschäftigten vor Aufnahme ihrer Tätig- 
keit bzw. Ausbildung erneut geimpft werden soll- 
ten. Nach den Unfallverhütungsvorschriften für 
Angestellte zur Behandlung, Pflege und sonstigen 
Betreuung von Kranken, gültig ab 1. Juli 1956 mit 
Änderungen vom 26. September 1958 und den 
Unfallverhütungsvorschriften für medizinische Labo- 
ratoriumsarbeiten, gültig ab 1. Oktober 1956, ist 
den durch ansteckende Krankheiten gefährdeten 
Beschäftigten ohnehin Gelegenheit zur kostenlosen 
Impfung zu bieten. Impfschäden würden nach dem 
geltenden Recht dem Schutz der gesetzlichen Unfall- 
versicherung unterliegen, soweit es sich nicht um 
nachzuholende Erst-Impfungen nach dem Reichs- 
impfgesetz handelt. Für letztere greift die Schadens- 
regelung nach den §§ 51 ff. Bundes-Seuchengesetz 
ein. Eine besondere bundesgesetzliche Regelung 
dürfte daher nicht erforderlich sein. 


d) Möglichkeiten einer wirksameren Über- 
prüfung der Einreisenden aus epidemie- 
gefährdeten Ländern, 

Nach der Verordnung zur Ausführung der Inter- 
nationalen Gesundheitsvorschriften im Luftverkehr 
vom 26. Juli i960 hat jede Person, die auf dem 
Luftwege in die Bundesrepublik einreist und sich 
innerhalb eines Zeitraums von 14 Tagen vor ihrer 
Ankunft in Asien, Afrika oder Amerika, mit Aus- 
nahme der Vereinigten Staaten und Kanadas, oder 
in einem örtlichen Infektionsgebiet aufgehalten hat, 
bei der Ankunft einen gültigen Pockenimpfschein 
vorzuweisen. Diese Pockenimpfscheine werden zu- 
sammen mit der Paßkontrolle überprüft. Die Rechts- 
grundlagen sind also ausreichend. Es hat sich aber 
gezeigt, daß diese Überprüfung in Zeiten des Spit- 
zenverkehrs nicht lückenlos, oft sogar nur stich- 
probenweise durchgeführt werden kann. Zwei Tat- 
sachen haben zu diesem unbefriedigenden Zustand 
geführt. Zuerst die Unterbesetzung des Grenz- 
schutzeinzeldienstes. Es hat nicht nur die Zahl der 
Planstellen mit dem enorm angewachsenen Reise- 
verkehr nicht Schritt gehalten, es sind darüber hin- 
aus nicht einmal die vorhandenen Planstellen voll 
besetzt. Zum anderen erschweren selbstverständlich 
auch die Um- und Ausbaumaßnahmen gerade auf 
unseren größeren internationalen Flughäfen mit 
ihren unvermeidlichen Provisorien die Abfertigung 
erheblich. Hier wird eine Verbesserung eintreten, 
wenn die neuen Abfertigungsanlagen einmal fertig- 
gestellt sind. Jedoch wird eine ausreichende per- 
sonelle Ausstattung des Grenzschutzeinzeldienstes 
auch dann unabweisbar sein, da eine weitere Aus- 
dehnung gerade des Luftverkehrs mit Sicherheit zu 
erwarten ist. 
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Allerdings muß erwähnt werden, daß allein die 
letzte Pockeneinschleppung in die Bundesrepublik 
nach Meschede zu Lasten der Einreisekontrolle geht. 
Alle anderen wären durch eine noch so genaue 
Kontrolle nicht vermeidbar gewesen. 


e) Feststellung des günstigsten Alters bei Erst- 
impflingen und der Wiederholungsimpfung, 

Die Frage des günstigsten Impfalters ist eine wis- 
senschaftliche, die zudem nur für die Erstimpfung 
Bedeutung hat und die nicht unmittelbar mit Ge- 
setzen oder Verordnungen im Zusammenhang steht. 
Das Impfgesetz bestimmt, daß jedes Kind vor dem 
Ablauf des auf seine Geburt folgenden Kalender- 
jahres der Impfung unterzogen werden soll. Das 
Kind kann also bei Ablauf dieser Frist möglicher- 
weise erst ein Jahr alt sein. Sollte ein Arzt jedoch 
der Meinung sein, daß eine Impfung zu einem 
späteren Zeitpunkt günstiger ist, so ist eine Zurück- 
stellung bis zu diesem Zeitpunkt ohne weiteres 
möglich. Im Jahre 1885 hat das damalige Gesund- 
heitsamt des Reiches in einer Stellungnahme mit- 
geteilt, daß über das optimale Impfalter so gut wie 
nichts bekannt sei. Schon damals standen sich zwei 
extreme Auffassungen gegenüber. So wurden z. B. 
in der Schweiz im Kanton Neuchätel die Kinder 
gegen Ende des 5. Lebensjahres, im Kanton Thurgau 
schon unmittelbar nach der Geburt geimpft. Unter- 
schiede hinsichtlich Wirksamkeit, Angehrate und 
Schadenshäufigkeit wurden nicht mitgeteilt, über- 
blickt man die wissenschaftliche Literatur der 
letzten 50 Jahre, so waren es vor allem Kinderärzte, 
die für eine Spätimpfung eintraten, während 
Epidemiologen die Frühimpfung befürworten. Dem 
Auf und Ab der Lehrmeinungen entsprach eine je- 
weilige Revision der Impfpraxis. 

Das Gutachten des Bundesgesundheitsamtes kommt 
zu dem Schluß, daß die noch bestehenden Mängel 
der Impf- und Impfschadensstatistik, die im wesent- 


lichen auf Unterschiede der Beurteilungsmaßstäbe, 
der Erfassungsmethoden, der Untersuchungspopula- 
tionen, der Impfstoffstämme, geographische und 
zeitliche Differenzen der Beobachtungen zurück- 
gehen, eine fehlerkritisch exakte Beweisführung 
für die verschiedenen Auffassungen so lange un- 
möglich machen, als sich einschlägige Untersuchun- 
gen nicht auf die Ergebnisse prospektiver Unter- 
suchungen stützen können. Das bedeutet, daß dem 
impfenden Arzt nicht ein bestimmtes Verfahren 
aufgezwungen werden kann, sei es die obligate 
Frühimpfung oder auch die Spätimpfung. Das Gut- 
achten leitet aus der Gegenüberstellung der Aus- 
sagen erfahrener Ärzte die Empfehlung ab, das 
4. Lebenshalbjahr für die Impfungen in öffentlichen 
Impfterminen zu bevorzugen. An der schon im Gut- 
achten von 1959 niedergelegten Empfehlung, Erst- 
impfungen jenseits des 3. Lebensjahres nicht mehr 
vorzunehmen, braucht angesichts der in der Antwort 
zu Frage 4 bereits dargelegten immunbiologischen 
zusätzlichen Maßnahmen nicht mehr festgehalten zu 
werden. 


f) Impfschadensregelung. 

Die Erfahrungen der zurückliegenden Jahre haben 
ergeben, daß die vom Gesetzgeber im Bundes- 
Seuchengesetz festgelegte Entschädigungsregelung 
für Impfschäden verbesserungsbedürftig ist. Die 
Bundesregierung wird daher möglichst noch vor der 
Sommerpause dem Parlament ein 3. Gesetz zur 
Änderung des Bundes-Seuchengesetzes zuleiten, das 
u. a. das Ziel hat, künftig durch entsprechende An- 
wendung des Bundesversorgungsgesetzes nicht nur 
eine bundeseinheitliche Versorgung bei Impfschäden 
zu erreichen, sondern auch eine Reihe von Verbes- 
serungen sowohl hinsichtlich der Beweislastrege- 
lung als auch des begünstigten Personenkreises und 
• des Umfanges der Leistungen zu gewähren. 

Käte Strobel 
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